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1. Wer sind wir?

Wir sind eine EU-weiter Zusammenschluss zivilgesellschaftlicher Organisationen, die 
äußerst besorgt sind  über die verschiedenen Bedrohungen durch die  Transatlantische 
Handels- und Investitionspartnerschaft TTP - Transatlantic Trade and Investment 
Partnership - (auch bekannt als Transatlantisches Freihandelsabkommen oder TAFTA 
-Transatlantic Free Trade Agreement -). Wir vertreten eine Vielzahl von Interessen der 
Öffentlichkeit, unter anderem in den Bereichen Umweltschutz, Gesundheitswesen, 
Landwirtschaft, Verbraucherschutz, Schutz von Lebensmittel- und 
Landwirtschaftsstandards, Tierwohl, soziale Standards, Arbeitsschutz, 
Arbeitnehmer_Innenrechte, Entwicklung, Zugang zu Informationen, digitale Rechte,
grundlegende öffentliche Dienstleistungen einschließlich  Bildung, Stabilität der 
Finanzsysteme und weitere.

Wir sind entschlossen, die laufenden Verhandlungen zum TTIP-Abkommen zu 
hinterfragen und für eine transparente  und demokratische Debatte zu sorgen. Alle 
Vereinbarungen müssen dem öffentlichen Interesse und unser aller Zukunft dienen.

2. Was ist  TTIP?

TTIP ist ein weitreichendes Abkommen, über das die Europäische Kommission (im 
Namen der EU-Mitgliedsstaaten) und die Regierung der USA gerade verhandeln. Es geht 
dabei weniger um Handel, da die Zölle zwischen der EU und den USA schon jetzt 
größtenteils sehr niedrig sind. Vor allem geht es um Regulierung, Standards, 
Konzernrechte und Investitionsgarantien.

Das vorgeschlagene TTIP-Abkommen dient angeblich dazu, für Unternehmen auf beiden 
Seiten des Atlantiks direkte Investitionen zu erleichtern und unnötige bürokratische 
Hürden beim Marktzugang zu beseitigen.

Es gibt aber aus Wirtschaft und Industrie Hinweise darauf, dass der Fokus auf nicht-
tarifäre Barrieren und Vereinheitlichung der Regeln dazu genutzt wird, um Deregulierung, 
höhere Investitionsgarantien, die Durchsetzung geistiger Eigentumsrechte, die zu 
Monopolen führen können, und den Wettlauf nach unten voranzutreiben. Sogar im 
bestmöglichen Fall sind die vorausgesagten, aber unbewiesenen wirtschaftlichen Vorteile 
für die Gesamtgesellschaft sehr gering. Bisher weist alles darauf hin, dass die Ziele des 
Abkommens wichtige, in langen Kämpfen errungene demokratische Rechte und soziale 
Interessen der Gesellschaft  in der EU, in den USA und weltweit bedrohen.

Die Verhandlungen finden hinter verschlossenen Türen statt, ohne eine umfassende und 
wirksame öffentliche Konsultation. Die Parlamente der Einzelstaaten kennen ebenfalls 
keine Details aus den Verhandlungstexten der Kommission – aber die wenigen 
Informationen, die veröffentlicht oder durchgesickert  sind, verstärken unsere  erheblichen 
Bedenken.



3. Was beunruhigt uns?

• Der Mangel an Transparenz und demokratischen Verfahren, der es den Bürger_Innen 
und der Zivilgesellschaft unmöglich macht, die Verhandlungen zu beobachten, um 
sicherzustellen, dass das öffentliche Interesse gewahrt bleibt. Zurzeit sind die 
Verhandlungen extrem unausgewogen: Lobbygruppen der Wirtschaft erhalten 
privilegierten Zugang zu Informationen und können Einfluss auf die Verhandlungen 
nehmen.

• Das vorgeschlagene Kapitel  zum Schutz von Investitionen, besonders die 
Bestimmungen zum “Investor-State Dispute Settlement”. ISDS-Mechanismen räumen 
Investor_Innen ein  Sonderklagerecht gegen Staaten ein, wenn demokratische 
Entscheidungen - von öffentlichen Einrichtungen  im öffentlichen Interesse 
vorgenommen-  angeblich negative Auswirkungen auf  erwartete Konzernprofite haben. 
Diese Mechanismen beruhen auf Entscheidungen außerhalb der nationalen Gerichte. Sie 
unterminieren damit unsere nationalen Rechtssysteme und das der EU, unsere 
demokratischen Strukturen zur Gesetzgebung und Maßnahmen im öffentlichen Interesse.

• Die Schaffung neuer, undemokratischer Governancestrukturen und –verfahren, die 
“Regelungen harmonisieren” sollen. Dazu gehört der vorgeschlagene  “Regulatory 
Cooperation Council” <Regulierungsrat>. Diese Strukturen würde  TTIP zu einem 
offenen Abkommen machen,  das von ungewählten Bürokrat_Innen und Vertreter_Innen 
des Big Business im Geheimen ständig weiter entwickelt würde. Diese undemokratischen 
Strukturen gefährdeten wichtige Standards und Regeln zum Schutz öffentlicher Interessen 
und könnten zukünftige Verbesserungen verhindern, unabhängig davon, ob sie notwendig 
sind und von den Bürger_Innen gewünscht werden.
Außerdem beunruhigt uns die Absicht, Schutz und Durchsetzung “geistiger 
Eigentumsrechte” zu stärken. Dies könnte unser Recht auf Gesundheit, kulturelle Bildung 
und freie Meinungsäußerung beeinträchtigen.

4. Unsere gemeinsamen Forderungen und Ziele:

Gegründet auf den Werten von  internationaler Solidarität, sozialer Gerechtigkeit, 
ökologischer Nachhaltigkeit und der Achtung  alle Menschenrechte  arbeiten wir mit 
unseren Verbündeten in den USA und anderen Teilen der Welt zusammen. 
Wir fordern:

a) Sofortige Transparenz: Die Verhandlungstexte der EU-Kommission und alle anderen 
Verhandlungsdokumente müssen veröffentlicht werden, damit eine offene und kritische 
öffentliche Debatte über das TTIP-Abkommen möglich ist.

b) Einen demokratischen Prozess einschließlich einer genauen Untersuchung und 
Beurteilung der Verhandlungstexte, durch den sichergestellt wird, dass die Maßnahmen 
dem öffentlichen Interesse dienen. Der Prozess muss das EU-Parlament, Debatten in 
nationalen Parlamenten, zivilgesellschaftlichen Organisationen, Gewerkschaften und 
Interessengruppen einschließen.

c) Kein Investor-State Dispute Settlement: Alle Bestimmungen, die ISDS-Mechanismen
enthalten, müssen dauerhaft aus den Verhandlungen gestrichen werden. Es darf kein 



anderer Mechanismus eingeführt werden, der Investor_Innen Sonderrechte einräumt (auch
nicht indirekt durch bereits bestehende oder zukünftige Handelsabkommen).

d) Kein “Regulatory Cooperation Council”: Die Regulierung von Geschäftstätigkeiten, 
Handelsbedingungen und der Festlegung von Produkt- und Produktionsstandards müssen 
in der Hand von demokratisch gewählten Institutionen liegen und auf Grund 
demokratischer Prozesse erfolgen. 

e) Keine Deregulierung von Standards, die das öffentliche Interesse wahren und ihm 
dienen: Sozial- und Arbeitsstandards, Verbraucher-, Gesundheits-, Umweltschutz 
einschließlich der Regeneration natürlicher Ressourcen, Tierwohl, Standards zur 
Lebensmittelsicherheit, umweltverträgliche landwirtschaftliche Verfahren, Zugang zu 
Informationen, Kennzeichnung, Kultur und Medizin, die Regulierung der Finanzmärkte, 
Datenschutz und andere digitale Rechte – all diese Standards müssen gestärkt und nicht 
durch „Harmonisierung” nach unten auf den kleinsten gemeinsamen Nenner reduziert 
werden. Eine gegenseitige Anerkennung ist nicht angemessen, weil sie die auf 
demokratische Weise vereinbarten Standards und Schutzmaßnahmen unterminiert. Das 
Vorsorgeprinzip muss umfassend angewandt werden.

f) Keine weitere Deregulierung und Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen. Wir 
fordern  garantierten Zugang zu hochwertiger Bildung, Gesundheitsvorsorge und anderen 
öffentlichen Dienstleistungen sowie ein öffentliches Beschaffungswesen, das lokale 
Beschäftigung,  Wirtschaft und Produktion, positive Diskriminierung, soziales 
Unternehmertum und nachhaltiges Wirtschaften fördert und dem öffentlichen Interesse 
dient.

g) Förderung umweltverträglicher landwirtschaftlicher Praktiken und Schutz 
kleinbäuerlicher Betriebe.

h) Öffentliche Institutionen müssen weiterhin über die politische Macht und die 
notwendigen Strukturen verfügen, um bestimmte sensible Sektoren zu schützen und 
Standards zu bewahren, die für unsere Lebensqualität wichtig sind. International 
vereinbarte Arbeits- und Umweltstandards müssen eingehalten und durchgesetzt werden. 
Die dauerhafte Verletzung von Arbeitsstandards sollte zur Verhängung von Geldstrafen 
führen.

Alle jetzigen und zukünftigen Handelsabkommen zwischen der EU und den USA sollten 
diese Forderungen erfüllen, diesen Prinzipien folgen und Kooperation, soziale 
Gerechtigkeit und ökologische Nachhaltigkeit fördern.
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11.11.11, Belgium
Action For Breast Cancer Foundation, Malta
Africa Contact, Denmark
Africa Europe Faith and Justice Network (AEFJN)
Aitec-IPAM, France
aktion / arbeitsunrecht, Germany
Aktion Selbstbesteuerung e.V., Germany
APRODEV - Association of World Council of Churches related Development Organisations 
in Europe
aquattac, Europe-wide
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft - AbL, Germany
ARC 2020 (Convention agricole et rurale 2020), Belgium
ÄrztInnen für eine gesunde Umwelt (AeGU, ISDE), Austria
ASEED Europe, Netherlands
Association d'Amitié Franco Vietnamienne, Comité de Choisy le Roi - Val de Marne, France
Attac Austria
ATTAC-DenmarkAttac Finland
Attac France
Attac Germany
Attac Iceland
Attac Ireland
ATTAC SPAIN
Attac Sweden
ATTAC VLAANDEREN, Netherlands



ATTAC Wallonie-Bruxelles, Belgium
Austrian Federal Chamber of Labour
Austrian Trade Union Federation
BI Fracking freies Hessen, Germany
BI lebenswertes Korbach e.V., Germany
Both ENDS, the Netherlands
Campact e.V., Germany
CEE Bankwatch Network
Center for Encounter and Active Non-Violence, Austria
La CGT, France
Colibri, Germany
Collectif citoyen les Engraineurs, France
Collectif contre le grand marché transatlantique - Stop TAFTA, France
Collectif des Associations Citoyennes, France
Collectif Roosevelt, France
Compassion in World Farming, Europe-wide
Corporate Europe Observatory (CEO), Belgium
Dachverband Entwicklungspolitik Baden-Württemberg (DEAB), Germany
Eco Ruralis, Romania
Ecologistas en Acción, Spain
Educación para la Acción Crítica-EdPAC. Spain
Ein Welt Forum Freiburg, Germany
European Attac Network (EAN)
European Coordination Via Campesina (ECVC)
European Environmental Bureau
European Federation of Journalists
The European Public Health Alliance, Europe-wide
European Water Movement
Farms not Factories, UK
Fairwatch, Italy
Fondation Sciences Citoyennes, France
Food & Water Europe
Fracking Free Ireland
Freedom Fight Info, Serbia
Friends of the Earth Europe
Friends of the Earth Spain
GAIA - Grupo de Acção e Intervenção Ambiental, Portugal
Générations Futures, France
German League for Nature and Environment (Deutscher Naturschutzring - DNR)
German NGO Forum on Environment and Development, Germany
GLOBAL 2000 - Friends of the Earth Austria
Global Marshall Plan Initiative, Europe-wide
GMO Information Center ("InfOMG"), Romania
Golias Hebdo et Golias Magazine, France
Greenpeace
The Health and Environment Alliance (HEAL), Belgium
Heaven or sHell, Sweden
IBFAN Europe
IBFAN Georgian Group
Ibfan Italia
Initiativ Liewensufank, Luxembourg



INKOTA-netzwerk, Germany
Institute for sustainable development, Slovenia
Irish Doctors Environmental Association, Ireland
Keep Ireland Fracking Free, Ireland
Kein Patent auf Leben! ("No Patents on Life!"), Germany
LEF - FGE, Belgium
Limerick Earth Day Network, Ireland
Local Urban Development European Network (LUDEN), Belgium
Mehr Demokratie, Germany
MENSCHENRECHTE 3000 e.V. (Human Rights 3000), Germany
MIM Moral in Motion, the Netherlands
Naturefriends International
NaturFreunde Deutschlands, Germany
Nicos Poulantzas Institute, Greece
NOAH - Friends of the Earth Denmark
ÖBV-Via Campesina Austria
Platform aarde Boer consument, The Netherlands
Pokret za slobodu, Serbia
Portmarnock Community Association, Beach committee, Ireland
PowerShift, Germany
PROVIEH - Verein gegen tierquälerische Massentierhaltung e.V., Germany
Quercus – National Association for Nature Conservation, Portugal
La Quadrature du Net, France
Romania Fara Ei, Romania
Schaliegasvrij Nederland, The Netherlands
Service Civil International
Slow Food Germany
Slow Food International
SOLIDARITÉ, France
SOMO, the Netherlands
StopTTIP UK
SÜDWIND, Austria
Transnational Institute
Transport & Environment, Belgium
Umweltinstitut München e.V., Germany
Unión Sindical Obrera (USO), Spain
UNISON, UKVédegylet Egyesület, Hungary
War on Want, UK
WEED – World Economy, Ecology & Development, Germany
Wemos, the Netherlands
Women in Europe for a Common Future, France , Germany, The Netherlands
Women’s International League for Peace and Freedom Holland
World Development Movement, UK
Workinggroup Food Justice, The Netherlands
X minus Y Solidarity Fund, The Netherlands


